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hof für Rechtsanwaltsachen beim Bezirksgericht am Sitz der 
Rechtsanwaltskammer, in deren Bereich der Bewerber als 
Rechtsanwalt zugelassen werden will.

(3) Hat die Landes.i ustizverwaltung einen Antrag auf Zu­
lassung zur Rechtsanwaltschaft ohne zureichenden Grund 
innerhalb von drei Monaten nicht beschieden, so kann der 
Bewerber den Antrag auf gerichtliche Entscheidung stellen.

§13
Urkunde über die Zulassung

(1) Der Bewerber erhält über die Zulassung zur Rechtsan­
waltschaft eine von der Landesjustizverwaltung ausgefertigte 
Urkunde.

(2) Die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft wird wirksam mit 
der Aushändigung der Urkunde.

(3) Nach der Zulassung ist der Bewerber berechtigt, die 
Berufsbezeichnung „Rechtsanwalt“ zu führen.

(4) Die Aushändigung der Urkunde darf erst erfolgen, wenn 
der Abschluß der Berufshaftpflichtversicherung nachge­
wiesen ist.

§ 14
Erlöschen der Zulassung

Die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft erlischt, wenn durch 
ein rechtskräftiges Urteil auf Ausschließung aus der Rechts­
anwaltschaft erkannt 1st.

§ 15 
Fachanwalt

(1) Rechtsanwälten, die mehr als 5 Jahre spezielle Erfah­
rungen und Erkenntnisse in der anwaltlichen Tätigkeit auf 
dem Gebiet des Arbeitsrechts, des Steuerrechts, des Verwal­
tungsrechts oder des Sozialrechts sich angeeignet haben, kann 
auf Antrag für höchstens zwei der genannten Gebiete von der 
Rechtsanwaltskammer gestattet werden, den Titel „Fachan­
walt für ...“ zu führen.

(2) Die Einzelheiten über die Anforderungen und das Ver­
fahren vor der Rechtsanwaltskammer werden durch den 
Minister der Justiz durch Rechtsanordnung geregelt.

§ 16
Rücknahme und Widerruf der Zulassung

(1) Die- Zulassung zur Rechtsanwaltschaft ist mit Wirkung 
für die Zukunft zurückzunehmen, wenn Tatsachen nachträg­
lich bekannt werden, bei deren Kenntnis die Zulassung hätte 
versagt werden müssen.

(2) Die Zulassung ist zu widerrufen, wenn der Rechtsanwalt 
ohne die erforderliche Befreiung seinen Wohnsitz außerhalb 
des Geltungsbereichs dieses Gesetzes gelegt hat oder wenn er 
seine Rechtsanwaltskanzlei, ohne die Genehmigung dazu 
zu erhalten, nicht innerhalb von 3 Monaten nach Wirksam­
werden der Zulassung eröffnet hat oder wenn er ohne 
Genehmigung eine solche nicht mehr unterhält.

(3) Die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft ist auch zu wider­
rufen,
1. wenn der Rechtsanwalt wegen einer vorsätzlichen Straftat 

rechtskräftig verurteilt ist und sich daraus die mangelnde 
Eignung zur Berufsausübung ergibt,

2. wenn der Rechtsanwalt wegen Schwäche seiner geistigen 
Kräfte oder wegen einer Sucht nicht nur vorübergehend 
unfähig ist, den Beruf eines Rechtsanwalts ordnungsge­
mäß auszuüben, es sei denn, daß sein Verbleiben in der 
Rechtsanwaltschaft die Rechtspflege nicht gefährdet,

3. wenn der Rechtsanwalt auf die Rechte aus der Zulassung 
als Rechtsanwalt gegenüber der Landesjustizverwaltung 
schriftlich verzichtet hat,

4. wenn der Rechtsanwalt Richter, Beamter, Angehöriger 
des öffentlichen Dienstes, Berufssoldat oder Soldat auf 
Zeit ist, es sei denn, daß er die ihm übertragene Aufgabe

nur ehrenamtlich wahrnimmt oder er das Ruhen der 
anwaltlichen Tätigkeit nach § 20 dieses Gesetzes erklärt 
hat,

5. wenn der Rechtsanwalt infolge gerichtlicher Anordnung 
in der Verfügung über sein Vermögen beschränkt ist,

6. wenn der Rechtsanwalt in Vermögehsverfall geraten ist, 
es sei denn, daß dadurch die Interessen der Recht­
suchenden nicht gefährdet sind,

7. wenn der Rechtsanwalt eine Tätigkeit nebenberuflich 
ausübt, die mit dem Beruf eines Rechtsanwalts oder mit 
dem Ansehen der Rechtsanwaltschaft nicht zu verein­
baren ist,

8. wenn der Rechtsanwalt nicht den Abschluß der vorge­
schriebenen Berufshaftpflichtversicherung nachweist oder 
aus der Berufshaftpflichtversicherung ausgeschieden ist 
und nicht unverzüglich die Fortsetzung oder den Abschluß 
eines neuen Versicherungsvertrages nachweist.

(4) Von der Rücknahme der Zulassung zur Rechtsanwalt­
schaft kann nach Anhörung des Vorstandes der Rechtsan­
waltskammer abgesehen werden, vienn die Gründe, aus 
denen die Zulassung hätte versagt werden müssen, nicht mehr 
bestehen.

§17
Ärztliches Gutachten im Widerrufsverfahren

In Verfahren wegen des Widerrufs der Zulassung als 
Rechtsanwalt nach § 16 Absatz 3 Ziffer 2 sind die Bestimmun­
gen des § 9 Absatz 1 und 2 sowie § 18 Absatz 6 entsprechend 
anzuwenden. Wird das Gutachten ohne ausreichenden Grund 
nicht innerhalb der von der Landesjustizverwaltung gesetzten 
Frist vorgelegt, so wird vermutet, daß der Rechtsanwalt aus 
einem Grund des §16 Absatz 3 Ziffer 2, der durch das Gut­
achten geklärt werden soll, nicht nur vorübergehend unfähig 
ist, seinen Beruf ordnungsgemäß auszuüben.

§ 18
Verfahren bei Rücknahme oder Widerruf

(1) Die Rücknahme oder der Widerruf der Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft wird von der Justizverwaltung des 
Landes verfügt, in dem der Rechtsanwalt zugelassen ist.

(2) Vor der Rücknahme oder dem Widerruf sind der Rechts­
anwalt und der Vorstand der Rechtsanwaltskammer zu hören.

(3) Ist der Rechtsanwalt wegen geistiger Gebrechen zur 
Wahrnehmung seiner Rechte in dem Verfahren nicht in der 
Lage, bestellt das Gericht auf Antrag der Landesjustizver­
waltung einen Pfleger als gesetzlichen Vertreter in dem Ver­
fahren. Zum Pfleger soll ein Rechtsanwalt bestellt werden.

(4) Die Rücknahme- oder Widerrufsverfügung ist mit 
Gründen zu versehen. Sie ist dem Rechtsanwalt zuzustellen 
und dem Vorstand der Rechtsanwaltskammer mitzuteilen.

(5) Gegen die Rücknahme oder den Widerruf der Zulassung 
als Rechtsanwalt kann der Rechtsanwalt innerhalb eines 
Monats nach der Zustellung der Verfügung bei dem Berufs­
gerichtshof für Rechtsanwaltsachen den Antrag auf gericht­
liche Entscheidung stellen. Zuständig ist der Berufsgerichts­
hof für Rechtsanwaltsachen beim Bezirksgericht am Sitz der 
Rechtsanwaltskammer, in deren Bereich er als Rechtsanwalt 
zugelassen ist.

(6) Der Antrag auf gerichtliche Entscheidung hat aufschie­
bende Wirkung. Sie entfällt, wenn die Landesjustizverwal­
tung im überwiegenden öffentlichen Interesse die sofortige 
Vollziehung besonders anordnet. Das besondere Interesse an 
der sofortigen Vollziehung der Verfügung ist schriftlich zu 
begründen. Auf Antrag des Rechtsanwalts kann der Berufs­
gerichtshof für Rechtsanwaltsachen, in dringenden Fällen 
ohne mündliche Verhandlung, die aufschiebende Wirkung 
wiederherstellen. Die Entscheidung ist nicht anfechtbar, sie 
kann vom Berufsgerichtshof für Rechtsanwaltsachen jederzeit 
aufgehoben werden.


